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 1. Teil

Polizei-Verordnungen
Meldewesen (Vom 22. April 1933)

 Auf Grund der 88 14, 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgesetzes

vom 1. Juni 1931 (Gesetzsamml. S. 77) in Verbindung mit dem

8 50 der Ausführungsbestimmungen zum Einkommensteuergesetz
vom 8. Mai 1926 (Reichsgesetzbl. I S. 209) wird für das Land

Preußen nachstehende Polizeiverordnung erlassen:

I. Meldebehörde.

8 i.

1. Meldebehörde ist in Städten die Ortspolizeibehörde, in den

Landgemeinden der Gemeindevorsteher als Organ der Orts

polizeibehörde. Ist in einer Landgemeinde gemäß § 6 PVG.
eine besondere staatliche Polizeibehörde bestellt, so ist diese die

Meldebehörde.
2. Bestehen in einem Ortspolizeibezirke für bestimmte Orts

bezirke besondere Meldestellen (Polizeireviere), so gilt als
Meldebehörde die örtlich zuständige Meldestelle.

ll. Meldepflicht bei Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalte.

8 2.

Wer im Bezirk einer Meldebehörde (Meldestelle) seinen Wohn
sitz oder dauernden Aufenthalt nimmt, hat sich und die zu seinem

Hausstande gehörenden Personen, die mit ihm zuziehen, bei dieser
Meldebehörde (Meldestelle) unter Abgabe des ihm von seiner bis-

berigen Meldebehörde (Meldestelle) erteilten Abmeldescheins an

zumelden.
8 3-

Wer seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Bezirk

einer Meldebehörde (Meldestelle) aufgibt, hat sich und die zu seinem

Hausstande gehörenden Personen, die gleichzeitig mit ihm ihren
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt aufgeben, bei der für seine

bisherige Wohnung zuständigen Meldebehörde (Meldestelle) ab

zumelden.
8 4 -

 Wer innerhalb des Bezirkes der Meldebehörde (Meldestelle), in

dem er seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hat, seine

Wohnung wechselt, hat sich und die zu seinem Hausstande gehören
den Personen, die mit ihm umziehen, bei der Meldebehörde (Melde

stelle) umzumelden.
8 5-

1. Zu den zum Hausstand im Sinne der §§ 2 bis 4 gehörenden

Personen zählen neben den Familienangehörigen auch die
jenigen Personen, die als Hausangestellte oder in einem

 sonstigen Dienstverhältnisse (z. D. als Geschäftspersonal,
Gesellen, Lehrlinge usw.), oder auch ohne ein solches Arbeits
verhältnis in die häusliche Gemeinschaft (Haushalt) auf

genommen find.
2. Personen, die mit anderen Personen in Wohnungsgemeinschaft

leben, ohne zu deren Hausstande zu gehören, sind selbständig

meldepflichtig.
3. Unter „dauerndem Aufenthalt" im Sinne der 88 2 bis 4 ist

ein Aufenthalt von mehr als zwei Monate zu verstehen.

8 6-

Die Anmeldung (8 2), die Abmeldung (8 3) und die Ummeldung

(8 4) muß spätestens eine Woche nach dem Tage des Zu-, Ab- und
Umzugs schriftlich bei der Meldebehörde (Meldestelle) durch Ab
gabe eines dem 8 7 entsprechenden Meldescheins (Vordrucke a, b, c)

in zweifacher, im Falle des 8 1 Abs. 2 in dreifacher Ausfertigung

erfolgen.
8 7 -

1. Der Meldeschein (großer Meldeschein, Vordrucke a, b, c) muß
außer der bisherigen und der neuen Wohnung folgende An

gaben enthalten:

a) Familiennamen (bei Frauen auch den Geburtsnamen und
ggf. den Namen aus der letzten früheren Ehe);

b) Vornamen (sämtliche, Rufname ist zu unterstreichen);
c) Familienstand: ledig, verheiratet, verwitwet, geschieden;
d) Beruf nebst genauer Angabe, ob selbständig oder An

gestellter, Arbeiter usw.;

e) Geburtsdatum;
f) Geburtsort, Kreis, Staat (wenn Ausland);

g) Staatsangehörigkeit;
h) Religion;

i) ob die zu meldenden Personen schon früher im Bezirk der

Meldebehörde (Meldestelle) gewohnt haben, wenn ja, wann

und wo (Ortsteil, Straße, Hausnummer);
k) wenn von Reisen, Wanderschaft oder Schiffahrt an

gemeldet: letzten dauernden Wohnort (Straße, Haus
nummer), Kreis und Staat (wenn Ausland);

l) Wohnung (Ort, Straße, Hausnummer) bei der letzten Per
sonenstandsaufnahme (10. Oktober jedes Jahres);

m) ob die zu meldenden Personen im neuen Wohnort eigene

Wohnung beziehen oder bei wem sie in Untermiete, Schlaf

stelle, Dienst oder zu Besuch wohnen.
2. Eheleute und ihre den gleichen Namen führenden Kinder,

sofern sie unverheiratet sind, sind auf einem Meldescheine zu
melden. Im übrigen ist für jede Person ein besonderer

Meldeschein zu verwenden.

8 3.
Für den Inhalt der Meldung ist jeder Meldepflichtige (88 2—5)

verantwortlich.
§ 9.

Der Meldepflichtige hat, falls er nicht selbst Hauseigentümer
ist, die von ihm unterschriebenen Meldescheine dem Hauseigentümer

oder dessen Beauftragten zur Unterschrift vorzulegen und alsdann

an die Meldebehörde (Meldestelle) einzureichen. Ist der Hauseigen

tümer eine juristische Person, so sind die Meldescheine der ver

tretungsberechtigten natürlichen Person oder deren Beauftragten

zur Unterschrift vorzulegen.

8 io-
Durch Ortspolizeiverordnung kann bestimmt werden,

1. daß für die An- und Ummeldung der im 8 5 Abs. 2 genannten

Personen der Haushaltungsvorstand mitverantwortlich ist,
2. daß, falls der Meldepflichtige nicht Wohnungsinhaber (Haupt

mieter) ist, dieser die Meldescheine mitunterschreiben muß,
3. daß der Hauseigentümer oder fein Beauftragter die Melde

scheine an Stelle des Meldepflichtigen der Meldebehörde

(Meldestelle) einzureichen hat,
4. daß, falls der Hauseigentümer oder sein Beauftragter die im

8 9 vorgeschriebene Unterschrift verweigert, der Meldepflichtige
bzw. Wohnungsgeber den Vermerk „Unterschrift verweigert"
mit einer kurzen Begründung und seinen Namen auf die

Meldung zu setzen und diese an die Meldebehörde (Melde

stelle) abzugeben hat.
8 u-

über die Meldung ist eine Bescheinigung zu erteilen. AIs solche

gilt die Bescheinigung nach Vordruck I, falls nicht der Meldepflichtige
ein drittes, im Falle des 8 1 Abs. 2 ein viertes Stück des Melde

scheins zur Abstempelung vorlegt, das ihm zu überlassen ist.

Hl. Meldepflicht bei mehrfachem Wohnsitze.

8 12-
Personen, die ohne ihren bisherigen Wohnsitz aufzugeben, im

Bezirk einer anderen Meldebehörde einen weiteren Wohnsitz im

Sinne des 8 7 BGB. begründen oder zur Arbeitsaufnahme Woh

nung nehmen, z. B. Saisonarbeiter, unterliegen an diesem Wohnort

ebenfalls der Meldepflicht nach 88 2 bis 10 und haben bei ihrer

Meldung eine von der Meldebehörde des alten Wohnsitzes nach Vor

druck k gebührenfrei zu erteilende Bescheinigung darüber vorzu

legen, daß sie am alten Wohnort ihren Wohnsitz nicht aufgegeben

haben.

IV. Meldepflicht bei vorübergehendem Aufenthalte.

A. Fremde in Ga st hä ufern, Fremdenheimen
und Herbergen.

8 13.
1. Wer Personen in Gasthäusern, Fremdenheimen, Herbergen

oder in sonstigen der gewerbsmäßigen Beherbergung dienenden

Einrichtungen oder in Asylen oder Wohlfahrtsheimen Auf

enthalt gewährt, hat diese Personen binnen 24 Stunden nach

ihrem Eintreffen gegebenenfalls zu dem gemäß § 14 durch
Ortspolizeiverordnung festgesetzten Zeiten der Meldebehörde
(Meldestelle) durch Abgabe eines nach 8 15 (Vordruck d) aus-
gefüllten und unterschriebenen polizeilichen Meldescheins an

zumelden.
2. Für jede Person ist ein besonderer Meldeschein zu verwenden.

3. Eheleute und ihre minderjährigen Kinder sind auf einem

Meldescheine derart zu melden, daß lediglich die Personalien

(§ 15) des Familienvorstandes und seiner Ehefrau anzugeben,
die minderjährigen Kinder nur der Zahl nach zu melden sind.


